
Eine solche gesetzliche Regelung ist nach ihrer Form 
und ihrem Inhalt dem größten Teil der Bevölkerung 
nicht verständlich und mußte zu Unklarheiten bei den 
davon Betroffenen führen.

Bereits in dem in breiter Öffentlichkeit diskutierten 
Entwurf eines Familiengesetzes vom Juli 1954 ist eine 
grundsätzliche Neuregelung der Auflösung der Ehe 
durch Todeserklärung enthalten (3. Kap. 1. Abschn. 
§ 25 ff.), die mit der VO über Eheschließung und Ehe­
auflösung vom 24. November 1955 Gesetzeskraft er­
langt hat.

Gegenüber der Bestimmung des § 38 des KRG Nr. 16 
ist das Neue des § 4 der EheVO, daß die Ehe mit der 
Rechtskraft der Todeserklärung aufgelöst wird. Diese 
Wirkung tritt auch dann ein, wenn der für tot Erklärte 
zum Zeitpunkt der Todeserklärung noch gelebt hat.

Zur Zeit der Eheschließung der Angeklagten war das 
KRG Nr. 16 noch in Kraft. Somit bestand, da die erste 
Ehefrau nicht wieder geheiratet hatte, diese Ehe wei­
ter und der Angeklagte hätte eine zweite Ehe nicht 
eingehen dürfen. Dies gilt gleichermaßen für die zu 
dieser Zeit ledig gewesene Angeklagte, die von der 
noch bestehenden Ehe des Angeklagten Kenntnis hatte. 
Danach haben sich beide Angeklagte objektiv gegen 
§ 171 Abs. 1 StGB vergangen.

Dem Vorbringen der Berufung folgend, ist auch der 
Senat der Ansicht, daß auf der subjektiven Seite des 
den Angeklagten zur Last gelegten Verbrechens der 
Doppelehe zu beachten war, daß beide Angeklagte, 
die sich auf nicht näher überprüfbare Auskünfte des 
Kreisgerichts B. und eines Rechtsanwalts berufen, wo­
nach die Ehe auf Grund der Todeserklärung als nicht 
mehr bestehend anzusehen wäre, keine klare Vorstel­
lung über das Bestehen oder Nichtbestehen der ersten 
Ehe hatten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Frage der Eheauflösung durch Todeserklärung gerade 
in dieser Zeit im Zusammenhang mit dem Familien­
gesetzentwurf in breiter Öffentlichkeit diskutiert wurde. 
Da der Entwurf, wie eingangs erwähnt, eine der alten 
Bestimmung des § 38 des KRG Nr. 16 entsprechende 
Regelung nicht mehr enthielt, beeinflußte dies die 
Rechtsauffassung unserer Bevölkerung und konnte 
durchaus zu der irrigen Annahme führen, daß bereits 
nach geltendem Recht eine Ehe durch Todeserklärung 
ohne jede Einschränkung aufgelöst wird.

Dies ist auch beachtlich für die Einschätzung des 
Verhaltens des Standesbeamten, der sich mit der Er­
klärung der Angeklagten, daß Fritz Sch. infolge der 
Todeserklärung bei allen Behörden als ledig gelte, zu­
frieden gab und die Eheschließung vornahm. Auch hier­
durch mußten die Angeklagten in ihrer falschen Mei­
nung, daß tatsächlich eine Auflösung der Ehe infolge 
der Todeserklärung vorliege, obwohl die Ehefrau des 
Angeklagten nicht wieder geheiratet hat, bestärkt 
werden.

Danach muß zugunsten der Angeklagten angenommen 
werden, daß sie sich in einem Irrtum (§ 59 Abs. 1 StGB) 
über die vermeintliche Auflösung der Ehe durch Todes­
erklärung befanden, also bei Eingang der neuen Ehe das 
für die Bigamie wesentliche Tatbestandsmerkmal der 
juristisch noch bestehenden Ehe nicht kannten. Damit 
entfällt die subjektive Voraussetzung für die Anwend­
barkeit des § 171 StGB, und eine Bestrafung der Ange­
klagten nach dieser Bestimmung kann nicht erfolgen.

Auch unter Zugrundelegung des materiellen Ver­
brechensbegriffs ist eine Verurteilung der Angeklagten 
nicht zu rechtfertigen. Zwar waren, objektiv gesehen, 
die Handlungen beider Angeklagten zur Zeit ihrer 
Begehung im Januar 1955 Verbrechen i. S. des § 171 
StGB. Jedoch haben sich die Rechtsanschauungen 
unserer Werktätigen in den vergangenen Jahren auf 
Grund der gesellschaftlichen Entwicklung in der DDR 
auch auf dem Gebiete der Familiengesetzgebung 
wesentlich verändert. Z. Zt. der Durchführung des Ge­
richtsverfahrens gegen die Angeklagten, am 6. Januar 
1956, war die Verordnung über Eheschließung und 
Eheauflösung vom 24. November 1955 bereits in Kraft. 
Nach § 17 Abs. 1 EheVO wird die Ehe mit Inkrafttreten 
der EheVO aufgelöst, wenn vor Inkrafttreten der 
EheVO ein Ehegatte rechtskräftig für tot erklärt wurde. 
Die Handlung, wegen der die Angeklagten verurteilt 
wurden, wäre daher nach Verkündung der EheVO 
keine strafbare Handlung gewesen. Da mithin nach den 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen eine Ge­

sellschaftsgefährlichkeit der Handlungen der Angeklag­
ten nicht mehr vorliegt, würde ihre Bestrafung einen 
formalen Charakter haben und dem sozialistischen 
Rechtsbewußtsein der Werktätigen widersprechen (vgl. 
auch Lekschas/Renneberg, „Zu aktuellen Problemen un­
serer Strafpolitik“, NJ 1955 S. 35).

Die Angeklagten waren deshalb gern. § 221 Ziffer 1 
StPO im Wege der Selbstentscheidung nach § 292 
Abs. 4 StPO von der Anklage des Verbrechens der 
Doppelehe freizusprechen.

§§ 218, 250, 352, 357 Abs. 3 StPO.
Welche Kostenfolge hat die Rücknahme einer Privat­

klage?
BG Karl-Marx-Stadt, Beseht, vom 16. Juni 1955 — 

3 Qs 126/55.
In der Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht hat die 

Privatklägerin auf Veranlassung des Gerichts die Privatklage 
zurückgenommen, nachdem sich der Beschuldigte in der Haupt­
verhandlung bei ihr entschuldigt hatte. Das Kreisgericht hat dar­
auf einen Beschluß erlassen, mit dem es die gesamten Kosten 
des Verfahrens dem Beschuldigten auferlegte, „da sein Ver­
halten durchaus dazu angetan war, eine Privatklage anzustre­
ben“. Es hat diese Entscheidung auf § 357 Abs. 3 StPO gestützt 
und deshalb eine Belehrung der Parteien über die Kostenfolge 
für überflüssig erachtet.

Auf die Beschwerde des Beschuldigten hat das Bezirksgericht 
den Beschluß des Kreisgerichts aufgehoben und folgender­
maßen entschieden: Die Kosten des Privatklage Verfahrens
einschließlich der dem Beschuldigten erwachsenen notwendigen 
Auslagen fallen der Privatklägerin zur Last.

Aus den G r ü n d e n :
Ausweislich des Sitzungsprotokolls hat die Privat­

klägerin in der Hauptverhandlung die Privatklage zu­
rückgezogen. Die Bestimmung des § 357 Abs. 3 StPO, 
wonach das Gericht die Kosten und die notwendigen 
Auslagen angemessen verteilen kann, bezieht sich nur 
auf solche Fälle, in denen überhaupt eine die Sache be­
treffende Entscheidung des Gerichts ergeht. Dies er­
gibt sich schon aus § 352 StPO, der das 10. Kapitel der 
StPO, das die Kosten des Verfahrens regelt, eröffnet. 
Hier ist nur die Rede von der Kostenregelung im Zu­
sammenhang mit gerichtlichen Entscheidungen, die die 
Sache betreffen. Bei Rücknahme der Privatklage können 
jedoch nur die gesetzlichen Folgen der Klagrücknahme 
eintreten. Diese können, weil der die Privatklage zu­
rückziehende Verfahrensbeteiligte in vollem Umfange 
der unterliegende Teil ist, nur darin bestehen, daß die 
Partei, die die Privatklage zurückzieht, die Gerichts­
kosten zu tragen und dem Gegner die notwendigen 
Auslagen zu erstatten hat. Das Gericht kann daran 
nichts ändern. Dies ergibt sich aus der Struktur des 
Privatklageverfahrens. Diese für das Zivilprozeßver­
fahren bei Klagrücknahme geltenden Grundsätze be­
treffend die Kosten müssen in solchen Fällen entspre­
chend angewendet werden.

A n m e r k u n g e n :
1

Dem Beschluß kann nicht zugestimmt werden.
Der Senat geht davon aus, daß mit der Erklärung 

eines Privatklägers das Hauptverfahren beendet sei. Er 
läßt sich dabei allem Anschein nach von zivilprozes­
sualen Gesichtspunkten leiten. Im Strafverfahren da­
gegen hat das Gericht den Prozeß durch die Eröffnung 
übernommen. Es muß infolgedessen auch über seine 
Beendigung entscheiden. Dies muß durch Beschluß ge­
schehen, da mit der Klagrücknahme eine Prozeßvoraus­
setzung weggefallen ist. Gerade aus § 352 StPO, auf den 
sich das Bezirksgericht bezieht, ergibt sich, daß über 
die Einstellung des Hauptverfahrens entschieden wer­
den muß. Wenn außerdem, wie im vorliegenden Falle, 
die Klagrücknahme in der Hauptverhandlung geschieht, 
so ist § 218 StPO zu berücksichtigen, nach welchem die 
Hauptverhandlung entweder mit einem Urteil oder 
einem Beschluß über die Einstellung schließt. Der Senat 
hätte infolgedessen rügen müssen, daß die Entschei­
dung, die er für die Anwendbarkeit des § 357 Abs. 3 
StPO voraussetzt, vom Gericht nicht erlassen wor­
den ist.

Die Entscheidung des Bezirksgerichts verkennt aber 
auch die Voraussetzungen für die Anwendung des § 357 
Abs. 3 StPO. In der Praxis kommt es sehr häufig da­
durch zur Klagrücknahme, daß das Gericht den Be­
schuldigten zur Rücknahme der Beleidigung und zur

253


